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I. Rechtsgrundlagen 

1. Die Genehmigung ist nach § 6 Abs. 1 i. V. m. § 5 BImSchG zu erteilen, wenn 
sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG ergebenden Pflichten erfüllt 
werden und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des 
Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht 
entgegenstehen.

2. Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu 
errichten und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen (§ 3 Abs. 1 
BImSchG) und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche 
Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht 
hervorgerufen werden können.

3. Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften sind u.a.

• § 35 BauGB – (Abs. 1 Nr. 5; Abs. 3 Satz 2 und 3)

• § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, 2, 5 BauGB

• § 14 ff. BNatSchG – Eingriffsregelung

• § 34 BNatSchG – erhebliche Beeinträchtigung von wesentlichen 
Bestandteilen von Natura 2000 Gebieten

• § 44 BNatSchG – artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände
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I. Rechtsgrundlagen 

4. Anlage 1 Nr. 1.6 zur 4. BImSchV:

Anlagen zur Nutzung von Windenergie mit einer Gesamthöhe von 
mehr als 50 Metern und     

• 20 oder mehr Windkraftanlagen: Genehmigungsverfahren gemäß §
10 BImSchG (mit Öffentlichkeitsbeteiligung)   

• weniger als 20 Windkraftanlagen: vereinfachtes 
Genehmigungsverfahren gemäß § 19 BImSchG (ohne 
Öffentlichkeitsbeteiligung) 

5. Anlage 1 Nr. 1.6 zum UVPG:

Errichtung und Betrieb einer Windfarm mit Anlagen mit einer 
Gesamthöhe von jeweils mehr als 50 Metern mit     

• 20 oder mehr Windkraftanlagen, grds. UVP-Pflicht, § 3b UVPG   

• 6 bis weniger als 20 Windkraftanlagen:   allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls, § 3c Satz 1 UVPG 

• bis weniger als 6 Windkraftanlagen:   standortbezogene Vorprüfung 
des Einzelfalls, § 3c Satz 2 UVPG 
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II. Artenschutzrechtliche Verbote 

1. § 44 Abs. 1 BNatSchG; verboten sind:

• Nachstellen, Fangen, Verletzen, Töten; Entnehmen, Beschädigen, 
Zerstören

• erheblich zu stören

• Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu entnehmen, zu beschädigen, zu 
zerstören; 
• (-), wenn die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang 

weiterhin erfüllt wird ( § 44 Abs. 5 Satz 2, 3 BNatSchG

• Pflanzen zu entnehmen bzw. ihre Standorte zu beschädigen, zu 
zerstören

Es handelt sich um zwingende gesetzliche Verbote, die einer 
„nachvollziehenden“ Abwägung nicht zugänglich sind. Das Vorhaben 
kann also nur zugelassen werden, wenn der Verbotstatbestand nicht 
vorliegt, eine Ausnahme erteilt werden kann oder die Möglichkeit 
einer Befreiung besteht. („Planungsleitsätze“)
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II. Artenschutzrechtliche Verbote 

2. Hartes Tabukriterium

Planungsrechtlich bilden die artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände ein „Hartes Tabukriterium“. Es ist aber auf der 
Planungsebene zu prüfen, ob 

• eine Vermeidung möglich ist und

• für unvermeidbare Verbote Ausnahmen zugelassen werden 
könnten.

3. Behördliche Zuständigkeit:

• Konzentration der Entscheidungszuständigkeit auf die 
immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbehörde, § 13 BImSchG

• (nicht bindende, aber den fachlichen Beurteilungsspielraum 
skizzierende) Stellungnahme der zuständigen Naturschutzbehörde, §
10 Abs. 5, § 19 Abs. 2 BImSchG
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II. Artenschutzrechtliche Verbote 

4. Behördlicher Prüfungsmaßstab:

• Unzulässigkeit des Vorhabens, wenn positiv von dem Eintritt eines 
Verbotstatbestandes auszugehen ist

• Naturschutzfachlicher Beurteilungsspielraum 
(Einschätzungsprärogative) (naturschutzfachlicher Vertretbarkeit im 
Einzelfall; keine Verwendung unzulänglicher, ungeeigneter oder 
überholter Erfassungs- und Bewertungsmethoden; Maßstab 
praktischer Vernunft) der Genehmigungsbehörde für
• für Bestandserhebung und Bewertung

• Für die Prüfung der Tatbestandsmerkmale (Töten, erhebliche Störung, 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte, ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang) durch Prognose, worst-case-Abschätzung, Analogie-
Schluss, Schätzung (Plausibilität/Nachvollziehbarkeit)

• Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen (Verschlechterung des 
Erhaltungszustands)

• Steuerung durch Erlasse (Windkraft-Leitfäden), Fachkonventionen 
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II. Artenschutzrechtliche Verbote 

5. Tötungsverbot:

• Individueller Schutz; kein Populationsbezug 

• Kollisionsrisiko 

• Signifikante Erhöhung 

• gegenüber dem allgemeinen Lebensrisiko 

• aufgrund artspezifischer Verhaltensweisen 
(kollisionsgefährdete Art; Mindestabstände nach LAG VSW) 
sowie 

• der Häufigkeit der Frequentierung des Einwirkungsraums 
(Lage von Nahrungshabitaten, Flugrouten; Zentren der 
Aktivitätsdichte)

• Konkrete (standortbezogene) Untersuchungen

• Bewertung der Wirkung von Nebenbestimmungen (§ 12 Abs. 1 
Satz 1 BImSchG) auf das Kollisionsrisiko (z.B. Abschaltzeiten)

• Standard für Erfassungen und Bewertungen

• Monitoring (von Vermeidungsmaßnahmen) (?)
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II. Artenschutzrechtliche Verbote 

6. Störungsverbot

• Erhaltungszustand der lokalen Population

• Scheuchwirkung und Beunruhigung durch Lärm, Bewegung; 
Barrierewirkung

7. Zerstörungsverbot

• Fortpflanzung- und Ruhestätte; räumlicher Zusammenhang, 
ökologische Funktion

• Bauliche Inanspruchnahme, „dauerhafte betriebliche Vertreibung“

• Inhaltlich kann zu 6./7. auf die Anmerkungen zu 5. verwiesen 
werden.

8. Die artenschutzrechtlichen Verbote sind verhaltensbezogen nicht 
anlagenbezogen. Daher können nach dem Eintritt der Bestandskraft 
der Genehmigung Probleme auftreten.
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III. Ausnahmen von den Verboten

1. Von den artenschutzrechtlichen Verboten können Ausnahmen
zugelassen werden (§ 45 Abs. 7 BNatSchG), wenn:

• ein Ausnahmegrund vorliegt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 bis 5 BNatSchG)  

• zumutbare Alternativen nicht gegeben sind,

• sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht 
verschlechtert 

oder 

Befreiungen gewährt werden (§ 67 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG), wenn

• die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer 
unzumutbaren Belastung führen würde.
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III. Ausnahmen von den Verboten

2. Ausnahmegründe sind:

• die Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder 
sonstiger erheblicher wirtschaftlicher Schäden;

• der Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt;

• Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder 
diesen Zwecken dienende Maßnahmen der Aufzucht oder 
künstlichen Vermehrung;

• Die Gesundheit des Menschen, die öffentliche Sicherheit, 
einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der 
Zivilbevölkerung, maßgeblich günstige Auswirkungen auf die 
Umwelt

• andere zwingende Gründe des überwiegenden 
öffentlichen Interesses einschließlich solcher 
sozialer oder wirtschaftlicher Art
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IV. Windkraftanlagen und zwingende Gründe

1. Nach der Rechtsprechung sind „zwingende Gründe des überwiegenden 
öffentlichen Interesses“ abstrakt folgendermaßen gekennzeichnet:

• Sachzwängen, denen niemand ausweichen kann, sind nicht 
erforderlich; 

• es genügt, ein durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein 
geleitetes staatliches Handeln;

• der Schutz darf nur mit Maßnahmen durchbrochen werden, deren 
Zweck gerade die Verwirklichung des bezeichneten Schutzgutes ist 
(Haupt-, nicht bloß Nebenzweck).

• Sie müssen generell zumindest das strenge Gemeinwohlerfordernis 
des Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG erfüllen 

• mit dem Vorhaben müssen ähnlich gewichtige Gemeinwohlbelange 
verfolgt werden, wie mit den ausdrücklich benannten 
Abweichungsgründen
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IV. Windkraftanlagen und zwingende Gründe

2. Zwingende Gründe, die in anderen Zulassungsverfahren Anerkennung 
gefunden haben:

• überregional bedeutsame verkehrliche Gründe (vordringlicher 
Bedarf; transeuropäisches Verkehrsnetz (TEN-V)] 

• Festlegung als Ziel der Raumordnung 

• regional bedeutsame Planungsziele (Raumordnung)
• (Förderung und Entwicklung der verkehrlichen Wechselbeziehungen 

zwischen den benachbarten Bundesländern 

• wirtschaftliche und touristische Erschließung des gesamten 
Ostseeraums, 

• verbesserte Verkehrsanbindung Bad Segebergs an die schleswig-
holsteinischen Oberzentren Lübeck und Kiel, 

• Entlastung der Ortslage von Bad Segeberg sowie 

• regionale Erschließung und Wirtschaftsförderung) 
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IV. Windkraftanlagen und zwingende Gründe

3. Windkraftanlagen können folgende öffentliche Interessen als 
Ausnahmegrund geltend machen:

• Atomausstieg und Klimaschutzziele

• § 35 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3 Satz 3 BauGB

• § 1 Abs. 1, 2 EEG (2035: 55 bis 60% erneuerbare Energien)

• § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG

• Landesrechtliche Regelungen

• Ziele der Raumordnung

aber:

• für Windkraftanlagen gibt es keine gesetzliche Bedarfsplanung 
(vgl. § 12e Abs. 2 Satz 3 EnWG)

• es fehlt i.d.R. an der Notwendigkeit eines bestimmten Standortes

• Unterscheidung WEA See und WEA Land (§ 3 EEG)

• die immissionsschutzrechtliche Genehmigung hat keine 
enteignungsrechtliche Vorwirkung

• WEA fallen nicht in den Anwendungsbereich des § 85 Abs. 1 
BauGB
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IV. Windkraftanlagen und zwingende Gründe

4. Auf der Ebene der Zulassungsentscheidung muss eine Abwägung 
zwischen den konkreten Abweichungsgründen und dem konkreten 
Interesse an der Vermeidung des Eintritts von artenschutzrechtlichen 
Verboten erfolgen:

• Gewicht der naturschutzfachlichen Beeinträchtigung, z.B.

• Zahl der betroffenen Individuen/Arten

• Erhaltungszustand der betroffenen Arten

• Gewicht des Vorhabens, z.B.

• Windhöffigkeit

• Zugrunde liegendes Planungskonzept

• Vorranggebiet

• Erschließungssituation am Standort

• Bestand von Anlagen am Standort

• Außenbereichsprivilegierung
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IV. Windkraftanlagen und zwingende Gründe

• Zugrunde liegendes Planungskonzept

• Raumordnungsplan oder Flächennutzungsplan

• Planrechtfertigung (und Abwägung)

• Hieran fehlt es, wenn der Verwirklichung des Plans auf 
unabsehbare Zeit rechtliche oder tatsächliche Hindernisse 
entgegenstehen.

• Notwendigkeit der Konfliktbewältigung

• Nachvollziehbares schlüssiges gesamträumliches 
Planungskonzept (nicht nur eigentümerbezogene
Realisierungschance, sondern energieversorgungsbezogene
Standortsicherung).

• Hierdurch könnte die Standortnotwendigkeit erhöht werden.
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V. Alternativenprüfung

Bestehen zumutbare Alternativen, das Vorhaben mit einer geringeren 
Beeinträchtigung zu realisieren?

1. naturschutzfachlich vorzugswürdig (geringere Beeinträchtigung) 

• Bestimmung der Alternative über das Projektziel.

• Zumutbare Abstriche von dem Projektziel

• Null-Variante

• Anderer Standort [räumliche Grenzen bei der Standortsuche 
(?); Windhöffigkeit]

• Andere Betriebsweise

• System- und Konzeptalternativen (?)

• Rechtliche und tatsächliche Realisierbarkeit; 

• Durchführung von CEF- und Vermeidungsmaßnahmen

• Die Ausarbeitung der Alternativen muss eine Einschätzung, ob 
eine erhebliche Beeinträchtigung besonders oder streng 
geschützter Arten zu erwarten ist, erlauben
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V. Alternativenprüfung

2. Zumutbarkeit (steht der Aufwand außer Verhältnis zu dem zu 
erreichenden Vorteil für den Artenschutz?)

3. Festlegung von Vorranggebieten gem. § 8 Abs. 7 Satz 2 ROG auf der 
Ebene der Raumordnung 

• In diesen Gebieten sind WEA-Nutzung vorrangig vor 
entgegenstehenden Nutzungen

• WEA-Nutzungen außerhalb dieser Gebiete Sind unzulässig 

• Die Anforderungen an die artenschutzrechtliche Prüfung im 
Rahmen der Raumordnungsplanung sind erhöht
• Es ist die Prognose erforderlich, dass artenschutzrechtliche Verbote 

bei der Realisierung der WEA auf diesen Flächen nicht eintreten oder 
zumindest Ausnahmen möglich sind.

• WEA-Genehmigung in einem solchen Gebiet sind daher auch 
artenschutzrechtlich Genehmigungen außerhalb eines solchen 
Gebiets vorzuziehen
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V. Alternativenprüfung

• Zweck/Ziel der raumordnerischer Regelung: 

• Es wird nicht nur Raum für die Realisierung einer privaten 
Nutzung geschaffen, sondern es kann ein Energiekonzept 
verfolgt werden

• Aufwertung der Belange der Windenergie durch 
raumordnerische Zielsetzung

• Nachvollziehbares, schlüssiges Planungskonzept

• Erzeugungsziel (Bedarf)

• Anlagentyp/ Flächenbedarf

• Naturschutzfachliche Bewertung des Planungsraums 

• Konkretisierung von Räumen, in denen Ausnahmen nach § 45 
Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG möglich sein können
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VI. Keine Verschlechterung des Erhaltungszustands

• Maßgeblich ist nicht der Erhaltungszustand des von dem Vorhaben 
unmittelbar betroffenen lokalen Vorkommens.

• Es ist eine gebietsbezogene Gesamtbetrachtung anzustellen, die auch 
die anderen (Teil-)Populationen der Art in ihrem natürlichen 
Verbreitungsgebiet in den Blick nimmt. 

• Entscheidend ist, ob die Gesamtheit der Populationen in ihrem 
natürlichen Verbreitungsgebiet, das über das Plangebiet hinausreicht, 
als lebensfähiges Element erhalten bleibt. 

• Möglichkeit mit FCS- (populationsstützenden) Maßnahmen den 
Erhaltungszustand zu verbessern.

• Möglichkeit entsprechender Steuerung auf der Ebene der 
Raumordnung oder durch spezielle Artenhilfsprogramme.
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